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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Neumann Uber die Beschwerde des XXXX , geboren
am XXXX , afghanischer Staatsangehdriger, gegen den Bescheid des Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl vom
06.04.2018, Zahl: 1088978109-151447383, nach Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung zu Recht:

A)
I. Die Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides wird als unbegriindet abgewiesen.

Il. Der Beschwerde gegen Spruchpunkt 1. des angefochtenen Bescheides wird stattgegeben und XXXX gemal? & 8 Abs. 1
Z 1 AsylG 2005 der Status eines subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan zuerkannt.

Ill. Gemal3 § 8 Abs. 4 AsylG 2005 wird dem BF eine befristete Aufenthaltsberechtigung fir die Dauer eines Jahres erteilt.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I.  Verfahrensgang:
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1. Der Beschwerdefuihrer (BF) reiste unter Umgehung der Einreisevorschriften und schlepperunterstitzt in das
dsterreichische Bundesgebiet ein und stellte am 28.09.2015 einen Antrag auf internationalen Schutz in Osterreich.

In der Erstbefragung am 28.09.2015 gab der BF an, am XXXX in XXXX /Iran geboren und afghanischer Staatsangehoriger
zu sein. Er gehore der Volksgruppe der Tadschiken an und bekenne sich zur sunnitischen Glaubensrichtung des Islam.
Er habe keine Schule besucht, habe aber berufliche Tatigkeiten als Bauarbeiter und Gartner verrichtet. Seine Mutter,
seine beiden Brider und seine beiden Schwestern hielten sich weiterhin in Afghanistan auf, sein Vater sei bereits
verstorben. Befragt zu seinen Fluchtgriinden gab der BF an, dass es in Afghanistan und im Iran keine Arbeit gabe.

Weitere Fluchtgriinde brachte er nicht vor.

2. In der am 05.12.2017 vor dem Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl (BFA) stattgefundenen Einvernahme gab der
BF befragt zu seinen Fluchtgrinden im Wesentlichen an, dass es in Afghanistan keine Sicherheit gabe. Es gabe eine
Auseinandersetzung zwischen seiner Familie, die dem Clan der XXXX angehdre und der Gegenseite namens Samzai. Es
habe zwischen diesen Clans immer wieder Kampfe und tddliche Auseinandersetzungen gegeben. Fir eine durch die
Familie des BF (Clan der XXXX ) getdtete Person habe die Gegenseite (Clan der Samzai) eine Entschadigung verlangt
und diese auch in Form von Geld und einem Madchen bekommen. Weil die Gegenseite aber auch Grundstticke von
der Familie des BF hatte haben wollen, seien Grundsticksstreitigkeiten entstanden, die Familie des BF habe die ihnen
gehorigen (groRRen) Grundstucke nicht hergeben wollen. Im Falle einer Ruckkehr nach Afghanistan musse sich der BF
bewaffnen und bereit sein, sich gegentiber anderen zu verteidigen.

Ferner gab der BF an, nach Osterreich gekommen zu sein, um zu arbeiten. Er kénne jede Arbeit verrichten.

3. Das BFA wies mit dem gegenstandlichen Bescheid vom 06.04.2018, Zahl: 1088978109-151447383, den Antrag des BF
auf internationalen Schutz bezuglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal3 8 3 Abs. 1iVm. 8 2 Abs. 1
Z 13 AsylG (Spruchpunkt I.) und den Antrag bezlglich der Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten in
Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan gemal3 8 8 Abs. 1 iVm. § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG (Spruchpunkt II.) ab. Dem BF
wurde gemal’ 8 57 AsylG ein Aufenthaltstitel aus berlcksichtigungswirdigen Grinden nicht erteilt (Spruchpunkt Il1.).
GemaR § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG iVm § 9 BFA-VG wurde gegen ihn eine Rickkehrentscheidung gemalR§ 52 Abs. 2 Z 2 FPG
erlassen (Spruchpunkt IV.) und weiters gemaf § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass die Abschiebung des BF gemal3§ 46
FPG nach Afghanistan zulassig sei (Spruchpunkt V.). Die Frist fur die freiwillige Ausreise des BF betrage gemal3 8 55 Abs.
1 bis 3 FPG 2 Wochen ab Rechtskraft der Ruckkehrentscheidung (Spruchpunkt VL.).

Begrindend wurde ausgeflhrt, dass eine asylrelevante Verfolgung bzw. Bedrohung des BF nicht habe festgestellt
werden kénnen. Der BF habe keine Verfolgungsgefahrdung glaubhaft machen kdnnen, das behauptete Problem mit
den Grundstuicken befeindeter Stamme habe nicht festgestellt werden kénnen. Auch kénne nicht festgestellt werden,
dass der BF im Falle einer Ruckkehr nach Afghanistan einer realen Gefahr des Todes, einer unmenschlichen oder
erniedrigenden Strafe oder Behandlung oder der Gefahr einer Folter ausgesetzt ware bzw. das dessen Leben auf
sonstige Weise gefahrdet ware. Der BF verflige neben seiner Arbeitserfahrung auch Gber Angehdrige in Afghanistan, er
kénne nach Mazar-e Sharif, Kabul oder Herat zurickkehren. Zudem verflige der BF in Osterreich tber kein
aullerordentliches Privatleben.

4. Gegen diesen Bescheid erhob der BF fristgerecht die gegenstandliche Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht
(BVWG) und brachte vor, dass die belangte Behdrde die ihr obliegenden Ermittlungspflichten, namlich den
mafgeblichen Sachverhalt von Amts wegen festzustellen, verletzt habe. Die belangte Behdrde habe auRerdem
unzureichende Landerfeststellungen getroffen. Zudem sei der von der belangten Behdrde festgestellte Sachverhalt
aufgrund des mangelhaften Ermittlungsverfahrens und einer unrichtigen Beweiswirdigung insgesamt mangelhaft.
Folglich seien auch die in den Spruchpunkten 1. bis Ill. vom BFA getroffenen rechtlichen Beurteilungen unrichtig.

5. Mit Eingabe vom 03.10.2018 langte beim BVwG eine Verstandigung Uber ein gegen den BF ausgesprochenes
Betretungsverbot nach § 38a SPG ein.

6. Mit Eingabe vom 18.10.2018 langte beim BVwG eine Verstandigung vom Ruicktritt der weiteren Verfolgung in einer
gegen den BF wegen § 125 StGB gefuhrten Strafsache ein.

7. Mit Eingabe vom 18.05.2019 langte beim BVwG ein Ambulanzbefund sowie ein Befund eines Arztes flr
Allgemeinmedizin betreffend den BF ein.
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8. Mit Beschluss des BVwG vom 24.05.2019 wurde XXXX . zum Sachverstandigen aus dem Fachgebiet
Medizin/Psychiatrie/Neurologie im Beschwerdeverfahren bestellt. Am 03.07.2019 langte das Gutachten des genannten
Sachverstandigen beim BVwG ein.

9. Mit Eingabe vom 29.05.2019 langte beim BVWG der Strafakt des BF betreffend Ubertretung des§ 27 Abs. 2 SMG ein.
Gemal 8 35 Abs. 9 SMG wurde von der Verfolgung vorlaufig zurtickgetreten.

10. Mit Verfugung des Geschaftsverteilungsausschusses vom 19.09.2019 wurde die gegenstandliche Rechtssache der
Gerichtsabteilung W230 abgenommen und neu zugewiesen.

11. Mit Urteil des BG Steyr vom 18.08.2020 wurde der BF wegen des Vergehens der Korperverletzung nachs 83 Abs. 1
StGB zu einer bedingten Freiheitsstrafe in der Dauer von 3 Monaten verurteilt.

12. Mit Eingabe vom 21.09.2020 langte beim BVwWG eine Dokumentation gemaRR§ 38a SPG betreffend den BF als
Gefahrder ein; auch wurde zu gegenstandlichem Zeitpunkt die Festnahme nach § 170 ff StPO ausgesprochen.

13. Mit Eingabe vom 23.09.2021 langte beim BVwG eine Stellungnahme des BF zum gegenstandlichen

Beschwerdeverfahren ein.

14. Mit Eingabe vom 19.10.2021 langte ein Antrag auf Akteneinsicht in ,insbesondere alle medizinischen Unterlagen”
betreffend den BF ein.

15. Das BVwG fuhrte in der gegenstandlichen Rechtssache am 21.10.2021 eine 6ffentliche mundliche Verhandlung
unter Beiziehung eines Dolmetschers fur die Sprache Dari durch, an der der BF und seine rechtliche Vertretung (RV)
teilnahmen. Ein Vertreter des BFA nahm entschuldigt nicht an der gegenstandlichen Verhandlung teil.

Il.  Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1.  Feststellungen:
1.1.  Zur Person des BF:

Der BF ist afghanischer Staatsangehoriger und gehort der Volksgruppe der Tadschiken an. Er ist sunnitischer Moslem.
Seine Muttersprache ist Dari. Er ist ledig und kinderlos.

Der BF wurde in der Stadt XXXX im Iran, nahe der Grenze zu Afghanistan, geboren und wuchs gemeinsam mit seiner
Familie in Afghanistan auf. Er besuchte keine Schule, ging aber sechs Jahre lang beruflichen Tatigkeiten in der
Landwirtschaft in Afghanistan nach. Der BF bzw. dessen Familie arbeiteten im Iran auch als Tageléhner auf
verschiedenen Baustellen.

Die Mutter des BF, seine beiden Schwestern und seine beiden Briider leben weiterhin in Herat in Afghanistan. Der
Vater des BF ist bereits verstorben.

Der BF steht derzeit nicht im Kontakt mit seinen in Afghanistan lebenden Familienangehérigen, es liegen jedoch keine
Umstande vor, die eine Wiederaufnahme des Kontaktes ausschlieBen wirden.

Der BF ist nach den afghanischen Gepflogenheiten und der afghanischen Kultur sozialisiert, er ist mit den
afghanischen Gepflogenheiten vertraut.

Der BF leidet unter keinen akut lebensbedrohlichen physischen Beschwerden oder Krankheiten. Vor ca. zwei Jahren
wurde beim BF eine rezidivierende depressive Stérung sowie eine instabile Persénlichkeitsstérung diagnostiziert.

1.2. Zu den Fluchtgrinden:

1.2.1. Dem BF drohen bei einer Ruckkehr nach Afghanistan weder physische noch psychische Bedrohungen von
erheblicher Intensitat durch Angehdrige eines bestimmten Clans oder durch andere Personen.

Ein bestehender Konflikt oder eine Feindschaft zwischen einzelnen Verwandten des BF und sonstigen Personen, die zu
einer Gefahrdung des BF fuhren kénnten, konnten nicht glaubhaft gemacht werden. Weder der Vater noch der Bruder
des BF wurden wegen der (nichtexistierenden) Feindschaft ermordet, auch hat kein Verwandter des BF jemanden im
Zusammenhang mit der behaupteten Feindschaft ermordet. Folglich liegen auch keine daraus resultierenden Folgen
(etwa Grundstuicksforderungen) vor.

1.2.2. Der BF ist wegen seines Aufenthalts in einem westlichen Land oder wegen seiner Wertehaltung in Afghanistan
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keinen psychischen oder physischen Eingriffen in seine korperliche Integritat ausgesetzt. Es liegt keine als westlich
bezeichnete Lebenseinstellung beim BF vor, die wesentlicher Bestandteil seiner Persdnlichkeit geworden ist, und die
ihn in Afghanistan Bedrohungen von erheblicher Intensitat aussetzten wirde.

1.2.3. Der BF ist aufgrund seiner Zugehdrigkeit zur Volksgruppe der Tadschiken oder seines sunnitisch-muslimischen
Religionsbekenntnisses keinen Bedrohungen bzw. Eingriffen in seine physische oder psychische Integritat von
erheblicher Intensitat ausgesetzt.

1.2.4. Es ergeben sich keine Anhaltspunkte dafur, dass dem BF aufgrund einer Asylantragstellung oder aufgrund seines
Auslandaufenthaltes Repressalien von erheblicher Intensitat drohen.

1.2.5. Er wurde in seinem Herkunftsstaat niemals inhaftiert und hatte mit den Behdrden seines Herkunftsstaates
weder aufgrund seiner Rasse, Nationalitat, seines Religionsbekenntnisses oder seiner Volksgruppenzugehdrigkeit noch
sonst Probleme. Er war nie politisch tatig und gehorte keiner politischen Partei an.

1.3.  Zum (Privat)Leben des BF in Osterreich:

Der BF reiste unter Umgehung der Grenzkontrollen nach Osterreich ein und halt sich zumindest seit September 2015
durchgehend in Osterreich auf. Er ist seit seinem Antrag auf internationalen Schutz am 28.09.2015 durchgehend in
Osterreich aufgrund einer voriibergehenden Aufenthaltsberechtigung nach dem Asylgesetz aufhiltig.

Der BF verfligt Uber lediglich geringe Deutschkenntnisse.

Der BF hat in Osterreich weder eine Schul- bzw. Berufsausbildung absolviert noch hat er berufliche Tatigkeiten
verrichtet. Er lebt von der Grundversorgung und ist nicht selbsterhaltungsfahig.

Der BF verfligt tber keine schiitzenswerten familidren oder privaten Bindungen in Osterreich.

Mit Urteil des BG Steyr vom 18.08.2020 wurde der BF wegen des Vergehens der Kérperverletzung nachs 83 Abs. 1
StGB zu einer bedingten Freiheitsstrafe in der Dauer von 3 Monaten verurteilt (Vorfallszeitpunkt 30.04.2020).

Der Aufenthalt des BF ist durch mehrfaches behdérdliches Einschreiten getribt, unter anderem wurde gegen ihn am
20.09.2020 sowohl ein Betretungsverbot nach § 38a SPG ausgesprochen sowie auch die Festnahme nach§ 170 StPO
ausgesprochen. Zusatzlich wurde von der Verfolgung eines (anderen) Vergehens des BF wegen § 27 SMG durch die
Staatsanwaltschaft nach 8 35 Abs. 9 vorldufig zurlckgetreten. Zuletzt wurde ein Abschlussbericht der
Landespolizeidirektion vom 15.11.2021 wegen Verdachtes der Kérperverletzung (Tatzeitpunkt 14.08.2021) vorgelegt.

1.4. Zu einer moglichen Ruckkehr des BF in den Herkunftsstaat:

1.4.1. Es ist dem BF eine Ruckkehr in seine Herkunftsregion Herat aufgrund der dort wegen des Umbruches und der
Machtibernahme der Taliban herrschenden angespannten Sicherheits- und Versorgungslage nicht moglich.

1.4.2. Auch ist dem BF eine Rickkehr in andere Landesteile Afghanistans, insbesondere in die Stadte Herat, Kabul oder
Mazar-e Sharif, nicht méglich. Die Sicherheits- und Versorgungslage ist angesichts der Machtergreifung der Taliban in
allen Landesteilen Afghanistans als volatil zu bewerten.

Seit Beginn des Abzuges der internationalen Truppen hat sich die Sicherheits- und Versorgungslage in Afghanistan
drastisch verschlechtert. Im Falle einer Niederlassung des BF in den - vormals als sicher geltenden - Stadten Herat,
Kabul oder Mazar-e Sharif oder sonst irgendwo in Afghanistan droht diesem die Gefahr, im Zuge von
Kampfhandlungen oder nicht auszuschlieBenden willkirlichen Angriffen bzw. Handlungen gegenulber Zivilisten oder
durch Angriffe Aufstandischer zu Tode zu kommen oder misshandelt oder verletzt zu werden. Auch unter Bezugnahme
auf die derzeit angespannte Versorgungslage kann nicht mit der notwendigen Sicherheit ausgeschlossen werden, dass
der BF bei einer Riuickkehr nach Afghanistan landesweit dem realen Risiko einer unmenschlichen oder erniedrigenden
Behandlung ausgesetzt ist.

1.5. Feststellungen zur Lage im Herkunftsstaat
Die Landerfeststellungen zur Lage in Afghanistan basieren auf nachstehenden Quellen:

1. Landerinformationsblatt der Staatendokumentation Afghanistan in der Fassung der Gesamtaktualisierung vom
16.09.2021, abgerufen am 12.11.2021

2. UNHCR Guidelines Afghanistan, 30.08.2018
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3. UNHCR Position on Returns to Afghanistan v. August 2021

4. Bericht - EASO European Asylum Support office Afghanistan Security Information, Juni 2021

5. Bericht - EASO European Asylum Support office Afghanistan Security Situation Update, September 2021
Auszug aus dem Landerinformationsblatt vom 16.08.2021:

.Covid-19

Letzte Anderung 16.09.2021

Entwicklung der COVID-19 Pandemie in Afghanistan

Der erste offizielle Fall einer COVID-19 Infektion in Afghanistan wurde am 24.2.2020 in Herat festgestellt (RW 9.2020;
vgl UNOCHA 19.12.2020).

Die Zahl der taglich neu bestatigten COVID-19-Falle in Afghanistan ist in den Wochen nach dem Eid al-Fitr-Fest Mitte
Mai 2021 stark angestiegen und Ubertrifft die Spitzenwerte, die zu Beginn des Ausbruchs in dem Land verzeichnet
wurden. Die gestiegene Zahl der Falle belastet das Gesundheitssystem weiter. Gesundheitseinrichtungen berichten
von Engpdssen bei medizinischem Material, Sauerstoff und Betten fir Patienten mit COVID-19 und anderen
Krankheiten (USAID 11.6.2021).

Laut Meldungen von Ende Mai 2021 haben afghanische Arzte Beflirchtungen geduRert, dass sich die erstmals in Indien
entdeckte COVID-19-Variante nun auch in Afghanistan verbreiten konnte. Viele der schwerkranken Falle im zentralen
Krankenhaus fur COVID-Falle in Kabul, wo alle 100 Betten belegt seien, seien erst kirzlich aus Indien zurlckgekehrte
Personen (BAMF 31.5.2021; vgl. UNOCHA 3.6.2021). Seit Ende des Ramadans und einige Wochen nach den
Festlichkeiten zu Eid al-Fitr konnte wieder ein Anstieg der COVID-19 Falle verzeichnet werden. Es wird vom Beginn
einer dritten Welle gesprochen (UNOCHA 3.6.2021; vgl. TG 25.5.2021). Waren die [Anm.: offiziellen] Zahlen zwischen
Februar und Marz relativ niedrig, so stieg die Anzahl zundachst mit April und dann mit Ende Mai deutlich an (WHO
4.6.2021; vgl. TN 3.6.2021, UNOCHA 3.6.2021). Es gibt in Afghanistan keine landeseigenen Einrichtungen, um auf die
aus Indien stammende Variante zu testen (UNOCHA 3.6.2021; vgl. TG 25.5.2021).

Die Liicken in der COVID-19-Testung und Uberwachung bleiben bestehen, da es an Laborreagenzien fir die Tests
mangelt und die Dienste aufgrund der jlingsten Unsicherheit mdglicherweise nur wenig in Anspruch genommen
werden. Der Mangel an Testmaterial in den 6ffentlichen Labors kann erst behoben werden, wenn die Lieferung von
50.000 Testkits von der WHO im Land eintrifft (WHO 28.8.2021). Mit Stand 4.9.2021 wurden 153.534 COVID-19 Falle
offiziell bestatigt (WHO 6.9.2021). Aufgrund begrenzter Ressourcen des offentlichen Gesundheitswesens und der
Testkapazitaten, der Testkriterien, des Mangels an Personen, die sich fir Tests melden, sowie wegen des Fehlens eines
nationalen Sterberegisters werden bestatigte Falle von und Todesfalle durch COVID-19 in Afghanistan wahrscheinlich
insgesamt unterreprasentiert (HRW 13.1.2021; vgl. UNOCHA 18.2.2021, RFE/RL 23.2.2021a).

MalRnahmen der ehemaligen Regierung und der Taliban

Das vormalige afghanische Gesundheitsministerium (MoPH) hatte verschiedene MalRnahmen zur Vorbereitung und
Reaktion auf COVID-19 ergriffen. "Rapid Response Teams" (RRTs) besuchten Verdachtsfalle zu Hause. Die Anzahl der
aktiven RRTs ist von Provinz zu Provinz unterschiedlich, da ihre Grof3e und ihr Umfang von der COVID-19-Situation in
der jeweiligen Provinz abhangt. Sogenannte "Fix-Teams" waren in Krankenhdusern stationiert, untersuchen
verdachtige COVID-19-Patienten vor Ort und stehen in jedem o6ffentlichen Krankenhaus zur Verfligung. Ein weiterer
Teil der COVID-19-Patienten befindet sich in hauslicher Pflege (Isolation). Allerdings ist die hdusliche Pflege und
Isolation fur die meisten Patienten sehr schwierig bis unmdglich, da die raumlichen Lebensbedingungen in Afghanistan
sehr begrenzt sind (IOM 23.9.2020). Zu den Sensibilisierungsbemihungen gehért die Verbreitung von Informationen
Uber soziale Medien, Plakate, Flugblatter sowie die Altesten in den Gemeinden (IOM 18.3.2021; vgl. WB 28.6.2020).
Allerdings berichteten undokumentierte Rickkehrer immer noch von einem insgesamt sehr geringen Bewusstsein fur
die mit COVID-19 verbundenen Einschrankungen sowie dem Glauben an weitverbreitete Verschworungen rund um
COVID-19 (IOM 18.3.2021; vgl. IDW 17.6.2021).

Indien hat inzwischen zugesagt, 500.000 Dosen seines eigenen Impfstoffs zu spenden, erste Lieferungen sind bereits
angekommen. 100.000 weitere Dosen sollen Gber COVAX (COVID-19 Vaccines Global Access) verteilt werden. Weitere
Gesprache Uber Spenden laufen mit China (BAMF 8.2.2021; vgl. RFE/RL 23.2.2021a).



Die Taliban erlaubten den Zugang fir medizinische Helfer in Gebieten unter ihrer Kontrolle im Zusammenhang mit
dem Kampf gegen COVID-19 (NH 3.6.2020; vgl. TG 2.5.2020) und gaben im Januar 2021 ihre Unterstitzung fur eine
COVID-19-Impfkampagne in Afghanistan bekannt, die vom COVAX-Programm der Weltgesundheitsorganisation mit 112
Millionen Dollar unterstitzt wird. Nach Angaben des Taliban-Sprechers Zabihullah Mudschahid wiirde die Gruppe die
Uber Gesundheitszentren durchgefiihrte Impfaktion "unterstitzen und erleichtern" (REU 26.1.2021; vgl. ABC News
27.1.2021), wenn der Impfstoff in Abstimmung mit ihrer Gesundheitskommission und in Ubereinstimmung mit deren
Grundsatzen eingesetzt wird (NH 3.6.2020).

Mit Stand 2.6.2021 wurden insgesamt 626.290 Impfdosen verabreicht (WHO 4.6.2021; vgl UNOCHA 3.6.2021). Etwa
11% der Geimpften haben beide Dosen des COVID-19-Impfstoffs erhalten. Insgesamt gibt es nach wie vor grol3e
Bedenken hinsichtlich des gerechten Zugangs zu Impfstoffen fir Afghanen, insbesondere fir gefahrdete Gruppen wie
Binnenvertriebene, Ruckkehrer und nomadische Bevdlkerungsgruppen sowie Menschen, die in schwer zuganglichen
Gebieten leben (UNOCHA 3.6.2021).

Gesundheitssystem und medizinische Versorgung

Krankenhauser und Kliniken haben nach wie vor Probleme bei der Aufrechterhaltung oder Erweiterung der Kapazitat
ihrer Einrichtungen zur Behandlung von Patienten mit COVID-19 sowie bei der Aufrechterhaltung wesentlicher
Gesundheitsdienste, insbesondere in Gebieten mit aktiven Konflikten. Gesundheitseinrichtungen im ganzen Land
berichten nach wie vor Uber Defizite bei personlicher Schutzausristung, Sauerstoff, medizinischem Material und
Geraten zur Behandlung von COVID-19 (USAID 11.6.2021; vgl. UNOCHA 3.6.2021, HRW 13.1.2021). Bei etwa 8% der
bestatigten COVID-19-Falle handelt es sich um Mitarbeiter im Gesundheitswesen (BAMF 8.2.2021). Mit Mai 2021 wird
vor allem von einem starken Mangel an Sauerstoff berichtet (TN 3.6.2021; vgl. TG 25.5.2021).

In den 18 offentlichen Krankenhdusern in Kabul gibt es insgesamt 180 Betten auf Intensivstationen. Die
Provinzkrankenhduser haben jeweils mindestens zehn Betten auf Intensivstationen. Private Krankenhduser verfligen
insgesamt Uber 8.000 Betten, davon wurden 800 fur die Intensivpflege ausgerustet. Sowohl in Kabul als auch in den
Provinzen stehen fiir 10% der Betten auf der Intensivstation Beatmungsgerate zur Verfigung. Das als Reaktion auf
COVID-19 eingestellte Personal wurde zu Beginn der Pandemie von der Regierung und Organisationen geschult (IOM
23.9.2020). UNOCHA berichtet mit Verweis auf Quellen aus dem Gesundheitssektor, dass die niedrige Anzahl an
Personen die Gesundheitseinrichtungen aufsuchen auch an der Angst der Menschen vor einer Ansteckung mit dem
Virus geschuldet ist (UNOCHA 15.10.2020) wobei auch die Stigmatisierung, die mit einer Infizierung einhergeht, hierbei
eine Rolle spielt (IOM 18.3.2021; vgl. UNOCHA 3.6.2021, USAID 11.6.2021).

Durch die COVID-19 Pandemie hat sich der Zugang der Bevélkerung zu medizinischer Behandlung verringert (AAN
1.1.2020). Dem IOM Afghanistan COVID-19 Protection Monitoring Report zufolge haben 53 % der Bevdlkerung nach wie
vor keinen realistischen Zugang zu Gesundheitsdiensten. Ferner berichteten 23 % der durch IOM Befragten, dass sie
sich die gewlnschten Praventivmalinahmen, wie den Kauf von Gesichtsmasken, nicht leisten kénnen. Etwa ein Drittel
der befragten RUckkehrer berichtete, dass sie keinen Zugang zu Handwascheinrichtungen (30%) oder zu
Seife/Desinfektionsmitteln (35%) haben (IOM 23.9.2020).

Soziodkonomische Auswirkungen und Arbeitsmarkt

Die ohnehin schlechte wirtschaftliche Lage wurde durch die Auswirkungen der Pandemie noch verstarkt (AA
15.7.2021). COVID-19 tragt zu einem erheblichen Anstieg der akuten Ernahrungsunsicherheit im ganzen Land bei
(USAID 11.6.2021; vgl. UNOCHA 3.6.2021). Die kirzlich veroéffentlichte IPC-Analyse schétzt, dass sich im April 2021 12,2
Millionen Menschen - mehr als ein Drittel der Bevolkerung - in einem Krisen- oder Notfall-Niveau der
Erndhrungsunsicherheit befinden (UNOCHA 3.6.2021; vgl. IPC 22.4.2021). In der ersten Halfte des Jahres 2020 kam es
zu einem deutlichen Anstieg der Lebensmittelpreise, die im April 2020 im Jahresvergleich um rund 17% stiegen,
nachdem in den wichtigsten stadtischen Zentren Grenzkontrollen und Lockdown-Malinahmen eingefiihrt worden
waren. Der Zugang zu Trinkwasser war jedoch nicht beeintrachtigt, da viele der Haushalte entweder Uber einen
Brunnen im Haus verfligen oder Trinkwasser Uber einen zentralen Wasserverteilungskanal erhalten. Die Auswirkungen
der Handelsunterbrechungen auf die Preise fur grundlegende Haushaltsglter haben bisher die Auswirkungen der
niedrigeren Preise fiir wichtige Importe wie Ol deutlich Giberkompensiert. Die Preisanstiege scheinen seit April 2020
nach der Verteilung von Weizen aus strategischen Getreidereserven, der Durchsetzung von Anti-



Preismanipulationsregelungen und der Wiederéffnung der Grenzen fir Nahrungsmittelimporte nachgelassen zu
haben (IOM 23.9.2020; vgl. WHO 7.2020), wobei gemald dem WFP (World Food Program) zwischen Marz und November
2020 die Preise fir einzelne Lebensmittel (Zucker, O, Reis...) um 18-31% gestiegen sind (UNOCHA 12.11.2020).

Die Auswirkungen von COVID-19 auf den Landwirtschaftssektor waren bisher gering. Bei gunstigen
Witterungsbedingungen wahrend der Aussaat wird erwartet, dass sich die Weizenproduktion nach der Durre von 2018
weiter erholen wird. Lockdown-MalRnahmen hatten bisher nur begrenzte Auswirkungen auf die landwirtschaftliche
Produktion und blieben in landlichen Gebieten nicht durchgesetzt. Die Produktion von Obst und Nussen fur die
Verarbeitung und den Export wird jedoch durch Unterbrechung der Lieferketten und Schlieung der Exportwege
negativ beeinflusst (IOM 18.3.2021).

Die wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen, die durch die COVID-19-Pandemie geschaffen wurden, haben auch die
Risiken fur vulnerable Familien erhéht, von denen viele bereits durch lang anhaltende Konflikte oder wiederkehrende
Naturkatastrophen ihre begrenzten finanziellen, psychischen und sozialen Bewaltigungskapazitaten aufgebraucht
hatten (UNOCHA 19.12.2020).

Die tiefgreifenden und anhaltenden Auswirkungen der COVID-19-Krise auf die afghanische Wirtschaft bedeuten, dass
die Armutsquoten fiir 2021 voraussichtlich hoch bleiben werden. Es wird erwartet, dass das BIP im Jahr 2021 um mehr
als 5% geschrumpft sein wird (IWF). Bis Ende 2021 ist die Arbeitslosenquote in Afghanistan auf 37,9% gestiegen,
gegenuber 23,9% im Jahr 2019 (IOM 18.3.2021).

Frauen, Kinder und Binnenvertriebene

Auch auf den Bereich Bildung hatte die COVID-19 Pandemie Auswirkungen. Die ehemalige Regierung ordnete im Marz
2020 an, alle Schulen zu schlieBen (IOM 23.9.2020; vgl. ACCORD 25.5.2021), wobei diese ab August 2020 wieder
stufenweise gedffnet wurden (ACCORD 25.5.2021). Angesichts einer zweiten COVID-19-Welle verkindete die Regierung
jedoch Ende November die abermalige SchlieBung der Schulen (SIGAR 30.4.2021; vgl. ACCORD 25.5.2021) wobei diese
im Laufe des ersten Quartals 2021 wieder gedffnet wurden (SIGAR 30.4.2021; vgl. ACCORD 25.5.2021, UNICEF
4.5.2021). 35 bis 60 Schiler lernen in einem einzigen Raum, weil es an Einrichtungen fehlt und die Richtlinien zur
sozialen Distanzierung nicht beachtet werden (IOM 18.3.2021). Ende Mai 2021 wurden die Schulen erneut geschlossen
(BAMF 31.5.2021) und begannen mit Ende Juli langsam wieder zu 6ffnen (AAN 25.7.2021).

Kinder (vor allem Jungen), die von den Auswirkungen der SchulschlieBungen im Rahmen von COVID-19 betroffen
waren, waren nun auch anfalliger fir Rekrutierung durch die Konfliktparteien (IPS 12.11.2020; vgl. UNAMA 10.8.2020,
ACCORD 25.5.2021). In den ersten Monaten des Jahres 2021 wurde im Durchschnitt eines von drei Kindern in
Afghanistan auBer Haus geschickt, um zu arbeiten. Besonders aullerhalb der Stadte wurde ein hoher Anstieg der
Kinderarbeit berichtet (IOM 18.3.2021; vgl. ACCORD 25.5.2021). Die Krise verscharft auch die bestehende Vulnerabilitat
von Madchen betreffend Kinderheirat und Schwangerschaften von Minderjahrigen (AA 15.7.2021; vgl. ACCORD
25.5.2021). Die Pandemie hat auch spezifische Folgen fir Frauen, insbesondere wahrend eines Lockdowns,
einschlieBlich eines erhéhten MaRes an hauslicher Gewalt (ACCORD 25.5.2021; vgl. Al 3.2021). Frauen und Madchen
sind durch den generell geringeren Zugang zu Gesundheitseinrichtungen zusatzlich betroffen (Al 3.2021; vgl. HRW
13.1.2021, AAN 1.10.2020).

Binnenvertriebene sind besonders gefahrdet, sich mit COVID-19 anzustecken, da sie bereits vorher anfallig waren, es
keine Gesundheitseinrichtungen gibt, die Siedlungen Uberfillt sind und sie nur begrenzten Zugang zu Wasser und
sanitdren Anlagen haben. Aufgrund ihrer schlechten Lebensbedingungen sind die vertriebenen Gemeinschaften nicht
in der Lage, PraventivmaRnahmen wie soziale Distanzierung und Quarantane zu praktizieren und sind daher anfalliger
far die Ansteckung und Verbreitung des Virus (Al 3.2021).

Politische Lage
Letzte Anderung: 16.09.2021

Afghanistan war [vor der Machtibernahme der Taliban] ein Zentralstaat mit 34 Provinzen, die in Distrikte gegliedert
sind (AA 1.3.2021). Auf einer Flache von 652.860 Quadratkilometern leben ca. 32,9 Millionen (NSIA 1.6.2020) bis 39
Millionen Menschen (WoM o.D.).

Nachdem der bisherige Prasident Ashraf Ghani am 15.8.2021 aus Afghanistan geflohen war, nahmen die Taliban die
Hauptstadt Kabul als die letzte aller groBen afghanischen Stadte ein (TAG 15.8.2021; vgl. JS 7.9.2021). Ghani gab auf



seiner Facebook-Seite eine Erklarung ab, in der er den Sieg der Taliban vor Ort anerkannte (JS 7.9.2021; vgl. UNGASC
2.9.2021). Diese Erklarung wurde weithin als Rucktritt interpretiert, obwohl nicht klar ist, ob die Erklarung die
verfassungsrechtlichen Voraussetzungen fiir einen Rucktritt des Prasidenten erfillt. Amrullah Saleh, der erste
Vizeprasident Afghanistans unter Ghani, beanspruchte in der Folgezeit das Amt des Ubergangsprasidenten fir sich (JS
7.9.2021; vgl. UNGASC 2.9.2021). Er ist Teil des Widerstands gegen die Taliban im Panjshir-Tal (REU 8.9.2021). Ein so
genannter Koordinationsrat unter Beteiligung des friheren Prasidenten Hamid Karzai, Abdullah Abdullah (dem
friheren AuBenminister und Leiter der Delegation der vorigen Regierung bei den letztendlich erfolglosen
Friedensverhandlungen) und Gulbuddin Hekmatyar fuhrte mit den Taliban informelle Gesprache Uber eine
Regierungsbeteiligung (FP 23.8.2021), die schlieBlich nicht zustande kam (TD 10.9.2021). Denn unabhéangig davon, wer
nach der afghanischen Verfassung das Prasidentenamt innehat, kontrollieren die Taliban den grofRten Teil des
afghanischen Staatsgebiets (JS 7.9.2021; vgl. UNGASC 2.9.2021). Sie haben das Islamische Emirat Afghanistan
ausgerufen und am 7.9.2021 eine neue Regierung angekundigt, die sich gréBtenteils aus bekannten Taliban-Figuren
zusammensetzt (JS 7.9.2021).

Die Taliban lehnen die Demokratie und ihren wichtigsten Bestandteil, die Wahlen, generell ab (Al 24.8.2021; vgl. Al
23.8.2021). Sie tun dies oftmals mit Verweis auf die Mangel des demokratischen Systems und der Wahlen in
Afghanistan in den letzten 20 Jahren, wie auch unter dem Aspekt, dass Wahlen und Demokratie in der vormodernen
Periode des islamischen Denkens, der Periode, die sie als am authentischsten "islamisch" ansehen, keine Vorlaufer
haben. Sie halten einige Methoden zur Auswahl von Herrschern in der vormodernen muslimischen Welt flr
authentisch islamisch - zum Beispiel die Shura Ahl al-Hall wa'l-Aqd, den Rat derjenigen, die qualifiziert sind, einen
Kalifen im Namen der muslimischen Gemeinschaft zu wahlen oder abzusetzen (A] 24.8.2021). Ende August 2021
kindigten die Taliban an, eine Verfassung auszuarbeiten (FA 23.8.2021), jedoch haben sie sich zu den Einzelheiten des
Staates, den ihre Fuhrung in Afghanistan errichten mochte, bislang bedeckt gehalten (AJ 24.8.2021; vgl. ICG 24.8.2021,
AJ 23.8.2021).

Im September 2021 kiindigten sie die Bildung einer "Ubergangsregierung" an. Entgegen friiherer Aussagen handelt es
sich dabei nicht um eine "inklusive" Regierung unter Beteiligung unterschiedlicher Akteure, sondern um eine reine
Talibanregierung. Darin vertreten sind Mitglieder der alten Talibanelite, die schon in den 1990er Jahren zentrale Rollen
besetzte, erganzt mit Taliban-Fihrern, die im ersten Emirat noch zu jung waren, um zu regieren. Die allermeisten sind
Paschtunen. Angefiihrt wird die neue Regierung von Mohammad Hassan Akhund. Er ist Vorsitzender der Minister, eine
Art Premierminister. Akhund ist ein wenig bekanntes Mitglied des héchsten Taliban-Fihrungszirkels, der sogenannten
Rahbari-Shura, besser bekannt als Quetta-Shura (NZZ 7.9.2021; vgl. BBC 8.9.2021a). Einer seiner Stellvertreter ist Abdul
Ghani Baradar, der bisher das politische Biuro der Taliban in Doha geleitet hat und so etwas wie das 6ffentliche Gesicht
der Taliban war (NZZ 7.9.2021), ein weiterer Stellvertreter ist Abdul Salam Hanafi, der ebenfalls im politischen Biiro in
Doha tatig war (ORF 7.9.2021). Mohammad Yakub, Sohn des Taliban-Grinders Mullah Omar und einer der
Stellvertreter des Taliban-Fuhrers Haibatullah Akhundzada (RFE/RL 6.8.2021), ist neuer Verteidigungsminister.
Sirajuddin Haggani, der Leiter des Haggani-Netzwerks, wurde zum Innenminister ernannt. Das Haqqani-Netzwerk wird
von den USA als Terrororganisation eingestuft. Der neue Innenminister steht auf der Fahndungsliste des FBI und auch
der Vorsitzende der Minister, Akhund, befindet sich auf einer Sanktionsliste des UN-Sicherheitsrates (NZZ 7.9.2021).

Ein Frauenministerium findet sich nicht unter den bislang angekiindigten Ministerien, auch wurden keine Frauen zu
Ministerinnen ernannt [Anm.: Stand 7.9.2021]. Dafliir wurde ein Ministerium fur "Einladung, Fihrung, Laster und
Tugend" eingefuhrt, das die Afghanen vom Namen her an das Ministerium "fir die Forderung der Tugend und die
Verhltung des Lasters" erinnern dirfte. Diese Behorde hatte wahrend der ersten Taliban-Herrschaft von 1996 bis 2001
Menschen zum Gebet gezwungen oder Manner daflr bestraft, wenn sie keinen Bart trugen (ORF 7.9.2021; vgl. BBC
8.9.2021a). Die hdchste Instanz der Taliban in religidsen, politischen und militdrischen Angelegenheiten (RFE/RL
6.8.2021), der "Amir al Muminin" oder "Emir der Glaubigen" Mullah Haibatullah Akhundzada (FR 18.8.2021) wird sich
als "Oberster Fuhrer" Afghanistans auf religiose Angelegenheiten und die Regierungsfihrung im Rahmen des Islam
konzentrieren (NZZ 8.9.2021). Er kiindigte an, dass alle Regierungsangelegenheiten und das Leben in Afghanistan den
Gesetzen der Scharia unterworfen werden (ORF 7.9.2021).

Bezlglich der Verwaltung haben die Taliban Mitte August 2021 nach und nach die Behdrden und Ministerien
Ubernommen. Sie riefen die bisherigen Beamten und Regierungsmitarbeiter dazu auf, wieder in den Dienst
zurlickzukehren, ein Aufruf, dem manche von ihnen auch folgten (AZ 17.8.2021; vgl. ICG 24.8.2021). Es gibt Anzeichen



dafur, dass einige Anfuhrer der Gruppe die Grenzen ihrer Fahigkeit erkennen, den Regierungsapparat in technisch
anspruchsvolleren Bereichen zu bedienen. Zwar haben die Taliban seit ihrem Erstarken in den vergangenen zwei
Jahrzehnten in einigen landlichen Gebieten Afghanistans eine so genannte Schattenregierung ausgelbt, doch war
diese rudimentdr und von begrenztem Umfang, und in Bereichen wie Gesundheit und Bildung haben sie im
Wesentlichen die Dienstleistungen des afghanischen Staates und von Nichtregierungsorganisationen Ubernommen
(ICG 24.8.2021).

Bis zum Sturz der alten Regierung wurden ca. 75% (ICG 24.8.2021) bis 80% des afghanischen Staatsbudgets von
Hilfsorganisationen bereitgestellt (BBC 8.9.2021a), Finanzierungsquellen, die zumindest fUr einen ldngeren Zeitraum
ausgesetzt sein werden, wahrend die Geber die Entwicklung beobachten (ICG 24.8.2021). So haben die EU und
mehrere ihrer Mitgliedsstaaten in der Vergangenheit mit der Einstellung von Hilfszahlungen gedroht, falls die Taliban
die Macht Ubernehmen und ein islamisches Emirat ausrufen sollten, oder Menschen- und Frauenrechte verletzen
sollten. Die USA haben rund 9,5 Milliarden US-Dollar an Reserven der afghanischen Zentralbank sofort [nach der
Machtibernahme der Taliban in Kabul] eingefroren, Zahlungen des IWF und der EU wurden ausgesetzt (CH 24.8.2021).
Die Taliban verfiigen weiterhin Uber die Einnahmequellen, die ihren Aufstand finanzierten, sowie Gber den Zugang zu
den Zolleinnahmen, auf die sich die frihere Regierung fiir den Teil ihres Haushalts, den sie im Inland aufbrachte, stark
verlieB. Ob neue Geber einspringen werden, um einen Teil des Defizits auszugleichen, ist noch nicht klar (ICG
24.8.2021).

Die USA zeigten sich angesichts der Regierungsbeteiligung von Personen, die mit Angriffen auf US-Streitkrafte in
Verbindung gebracht werden, besorgt und die EU erklarte, die islamistische Gruppe habe ihr Versprechen gebrochen,
die Regierung "integrativ und reprasentativ" zu machen (BBC 8.9.2021b). Deutschland und die USA haben eine baldige
Anerkennung der von den militant-islamistischen Taliban verkiindeten Ubergangsregierung Anfang September 2021
ausgeschlossen (BZ 8.9.2021). China und Russland haben ihre Botschaften auch nach dem Machtwechsel offen
gehalten (NYT 1.9.2021).

Vertreter der National Resistance Front (NRF) haben die internationale Gemeinschaft darum gebeten, die Taliban-
Regierung nicht anzuerkennen (BBC 8.9.2021b). Ahmad Massoud, einer der Anfuhrer der NRF, kiindigte an, nach
Absprachen mit anderen Politikern eine Parallelregierung zu der von ihm als illegitim bezeichneten Talibanregierung
bilden zu wollen (IT 8.9.2021).

Sicherheitslage
Letzte Anderung: 16.09.2021
Jungste Entwicklungen - Machtibernahme der Taliban

Mit April bzw. Mai 2021 nahmen die Kampfhandlungen zwischen Taliban und Regierungstruppen stark zu (RFE/RL
12.5.2021; vgl. SIGAR 30.4.2021, BAMF 31.5.2021, UNGASC 2.9.2021), aber auch schon zuvor galt die Sicherheitslage in
Afghanistan als volatil (UNGASC 17.3.2020; vgl. USDOS 30.3.2021). Laut Berichten war der Juni 2021 der bis dahin
todlichste Monat mit den meisten militarischen und zivilen Opfern seit 20 Jahren in Afghanistan (TN 1.7.2021; vgl. AJ
2.7.2021). GemaR einer Quelle veranderte sich die Lage seit der Einnahme der ersten Provinzhauptstadt durch die
Taliban - Zaranj in Nimruz - am 6.8.2021 in "halsbrecherischer Geschwindigkeit" (AAN 15.8.2021), innerhalb von zehn
Tagen eroberten sie 33 der 34 afghanischen Provinzhauptstadte (UNGASC 2.9.2021). Auch eroberten die Taliban
mehrere Grenzlbergange und Kontrollpunkte, was der finanziell eingeschrankten Regierung dringend bendtigte
Zolleinnahmen entzog (BBC 13.8.2021). Am 15.8.2021 floh Prasident Ashraf Ghani ins Ausland und die Taliban zogen
kampflos in Kabul ein (ORF 16.8.2021; vgl. TAG 15.8.2021). Zuvor waren schon Jalalabad im Osten an der Grenze zu
Pakistan gefallen, ebenso wie die nordafghanische Metropole Mazar-e Scharif (TAG 15.8.2021; vgl. BBC 15.8.2021). Ein
Bericht fuhrt den Vormarsch der Taliban in erster Linie auf die Schwachung der Moral und des Zusammenhalts der
Sicherheitskrafte und der politischen Fuhrung der Regierung zurlick (ICG 14.8.2021; vgl. BBC 13.8.2021, AAN
15.8.2021). Die Kapitulation so vieler Distrikte und stadtischer Zentren ist nicht unbedingt ein Zeichen fur die
Unterstltzung der Taliban durch die Bevdlkerung, sondern unterstreicht vielmehr die tiefe Entfremdung vieler lokaler
Gemeinschaften von einer stark zentralisierten Regierung, die haufig von den Prioritdten ihrer auslandischen Geber
beeinflusst wird (ICG 14.8.2021), auch wurde die weit verbreitete Korruption, beispielsweise unter den
Sicherheitskraften, als ein Problem genannt (BBC 13.8.2021).

Im Panjshir-Tal, rund 55 km von Kabul entfernt (TD 20.8.2021), formierte sich nach der Machtibernahme der Taliban in



Kabul Mitte August 2021 Widerstand in Form der National Resistance Front (NRF), welche von Amrullah Saleh, dem
ehemaligen Vizeprasidenten Afghanistans und Chef des National Directorate of Security [Anm.: NDS, afghan.
Geheimdienst], sowie Ahmad Massoud, dem Sohn des verstorbenen Anfuihrers der Nordallianz gegen die Taliban in
den 1990ern, angefihrt wird. lhr schlossen sich Mitglieder der inzwischen aufgelésten Afghan National Defense and
Security Forces (ANDSF) an, um im Panjshir-Tal und umliegenden Distrikten in Parwan und Baghlan Widerstand gegen
die Taliban zu leisten (LWJ 6.9.2021; vgl. ANI 6.9.2021). Sowohl die Taliban, als auch die NRF betonten zu Beginn, ihre
Differenzen mittels Dialog Uberwinden zu wollen (TN 30.8.2021; vgl. WZ 22.8.2021). Nachdem die US-Streitkrafte ihren
Truppenabzug aus Afghanistan am 30.8.2021 abgeschlossen hatten, griffen die Taliban das Panjshir-Tal jedoch an. Es
kam zu schweren Kampfen und nach sieben Tagen nahmen die Taliban das Tal nach eigenen Angaben ein (LW)
6.9.2021; vgl. ANI 6.9.2021), wahrend die NRF am 6.9.2021 bestritt, dass dies geschehen sei (ANI 6.9.2021). Mit Stand
6.9.2021 war der Aufenthaltsort von Saleh und Massoud unklar, jedoch verkindete Massoud, in Sicherheit zu sein (A)
6.9.2021) sowie nach Absprachen mit anderen Politikern eine Parallelregierung zu der von ihm als illegitim
bezeichneten Talibanregierung bilden zu wollen (IT 8.9.2021).

Weitere Kampfhandlungen gab es im August 2021 beispielsweise im Distrikt Behsud in der Provinz Maidan Wardak
(AAN 1.9.2021; vgl. AWM 22.8.2021, ALM 15.8.2021) und in Khedir in Daikundi, wo es zu Scharmutzeln kam, als die
Taliban versuchten, lokale oder ehemalige Regierungskrafte zu entwaffnen (AAN 1.9.2021). [Anm.: zum Widerstand im
Distrikt Behsud s. auch Abschnitt 6.5]

Seit der Beendigung der Kdmpfe zwischen den Taliban und den afghanischen Streitkraften ist die Zahl der zivilen Opfer
deutlich zurtickgegangen (PAJ 15.8.2021; vgl PAJ 21.8.2021).

Vorfalle am Flughafen Kabul

Nachdem sich die Nachricht verbreitete, dass Prasident Ashraf Ghani das Land verlassen hatte, machten sich viele
Menschen auf den Weg zum Flughafen, um aus dem Land zu fliehen (NLM 26.8.2021; BBC 8.9.2021¢, UNGASC
2.9.2021). Im Zuge der Evakuierungsmissionen von Auslandern sowie Ortskraften aus Afghanistan (ORF 18.8.2021) kam
es in der Menschenmenge zu Todesopfern, nachdem tausende Menschen aus Angst vor den Taliban zum Flughafen
gekommen waren (TN 16.8.2021). Unter anderem fand auch eine Schiel3erei mit einem Todesopfer statt (PAJ
23.8.2021).

Am 26.8.2021 wurde bei einem der Flughafeneingange ein Selbstmordanschlag auf eine Menschenmenge vertbt, bei
dem mindestens 170 afghanische Zivilisten sowie 28 Talibankampfer und 13 US-Soldaten, die das Geldnde sichern
sollten, getotet wurden. Der Islamische Staat Khorasan Provinz (ISKP) bekannte sich zu dem Anschlag (MEE 27.8.2021;
vgl. AAN 1.9.2021). Die USA fihrten als Vergeltungsschlage daraufhin zwei Drohnenangriffe in Jalalabad und Kabul
durch, wobei nach US-Angaben ein Drahtzieher des ISKP sowie ein Auto mit zukinftigen Selbstmordattentatern
getroffen wurden (AAN 1.9.2021; vgl. BBC 30.8.2021). Berichten zufolge soll es bei dem Drohnenangriff in Kabul jedoch
zu zehn zivilen Todesopfern gekommen sein (AAN 1.9.2021; vgl. NZZ 12.9.2021; BBC 30.8.2021).

Verfolgung von Zivilisten und ehemaligen Mitgliedern der Streitkrafte

Bereits vor der Machtlbernahme intensivierten die Taliban gezielte Totungen von wichtigen Regierungsvertretern,
Menschenrechtsaktivisten und Journalisten (BBC 13.8.2021; vgl. AN 4.10.2020). Die Taliban kindigten nach ihrer
Machtubernahme an, dass sie keine Vergeltung an Anhdngern der friheren Regierung oder an Verfechtern
verfassungsmaRig garantierter Rechte wie der Gleichberechtigung von Frauen, der Redefreiheit und der Achtung der
Menschenrechte tUben werden (FP 23.8.2021; vgl. BBC 31.8.2021, UNGASC 2.9.2021). Es gibt jedoch glaubwurdige
Berichte (ber schwerwiegende Ubergriffe von Taliban-Kdmpfern, die von der Durchsetzung strenger sozialer
Einschrankungen bis hin zu Verhaftungen, Hinrichtungen im Schnellverfahren und EntfUhrungen junger,
unverheirateter Frauen reichen. Einige dieser Taten scheinen auf lokale Streitigkeiten zurickzufiihren oder durch
Rache motiviert zu sein; andere scheinen je nach den lokalen Befehlshabern und ihren Beziehungen zu den Fihrern
der Gemeinschaft zu variieren. Es ist nicht klar, ob die Taliban-Fihrung ihre eigenen Mitglieder fir Verbrechen und
Ubergriffe zur Rechenschaft ziehen wird (ICG 14.8.2021). Auch wird berichtet, dass es eine neue Strategie der Taliban
sei, die Beteiligung an gezielten Tétungen zu leugnen, wahrend sie ihren Kdmpfern im Geheimen derartige Tétungen
befehlen (GN 10.9.2021). Einem Bericht zufolge kann derzeit jeder, der eine Waffe und traditionelle Kleidung tragt,
behaupten, ein Talib zu sein, und Durchsuchungen und Beschlagnahmungen durchfiihren (AAN 1.9.2021; vgl. BAMF
6.9.2021). Die Taliban-Kdmpfer auf der Stral3e kontrollieren die Bevdlkerung nach eigenen Regeln und entscheiden



selbst, was unangemessenes Verhalten, Frisur oder Kleidung ist (BAMF 6.9.2021; vgl. NLM 26.8.2021). Fruhere
Angehorige der Sicherheitskrafte berichten, dass sie sich weniger vor der Taliban-Fihrung als vor den einfachen
Kampfern furchten wirden (AAN 1.9.2021; vgl. BAMF 6.9.2021).

Es wurde von Hinrichtungen von Zivilisten und Zivilistinnen sowie ehemaligen Angehdrigen der afghanischen
Sicherheitskrafte (ORF 24.8.2021; vgl. FP 23.8.2021, BBC 31.8.2021, GN 10.9.2021, Times 12.9.2021, ICG 14.8.2021) und
Personen, die vor kurzem Anti-Taliban-Milizen beigetreten waren, berichtet (FP 23.8.2021). In der Provinz Ghazni soll es
zur gezielten Tétung von neun Hazara-Mannern gekommen sein (Al 19.8.2021). Wahrend die Nachrichten aus weiten
Teilen des Landes aufgrund der SchlieBung von Medienzweigstellen und der Einschlichterung von Journalisten durch
die Taliban sparlich sind, gibt es Berichte Uber die Verfolgung von Journalisten (RTE 28.8.2021; vgl. FP 23.8.2021) und
die Entfihrung einer Menschenrechtsanwaltin (FP 23.8.2021). Die Taliban haben in den Tagen nach ihrer
Machtubernahme systematisch in den von ihnen neu eroberten Gebieten Haftlinge aus den Gefdangnissen entlassen
(UNGASC 2.9.2021): Eine Richterin (REU 3.9.2021) wie auch eine Polizistin (GN 10.9.2021) gaben an, von ehemaligen
Haftlingen verfolgt (REU 3.9.2021) bzw. von diesen identifiziert und daraufhin von den Taliban verfolgt worden zu sein
(GN 10.9.2021).

Vor der Machtiibernahme der Taliban im August 2021
Die Sicherheitslage im Jahr 2020

Die Sicherheitslage verschlechterte sich im Jahr 2020, in dem die Vereinten Nationen 25.180 sicherheitsrelevante
Vorfalle registrierten, ein Anstieg von 10% gegenlber den 22.832 Vorfallen im Jahr 2019 (UNASC 12.3.2021). Laut AAN
(Afghanistan Analysts Network) war 2020 in Afghanistan genauso gewalttatig wie 2019, trotz des Friedensprozesses
und der COVID-19-Pandemie. Seit dem Abkommen zwischen den Taliban und den USA vom 29. Februar haben sich
jedoch die Muster und die Art der Gewalt verandert. Das US-Militér spielte nur noch eine minimale direkte Rolle in
dem Konflikt, sodass es sich fast ausschlieBlich um einen afghanischen Krieg handelt, in dem sich Landsleute
gegenseitig bekampfen, wenn auch mit erheblicher auslandischer Unterstltzung fur beide Seiten. Seit der
Vereinbarung vom 29.2.2020 haben die Taliban und die afghanische Regierung ihre Aktionen eher heruntergespielt als
Ubertrieben, und die USA haben die Veroffentlichung von Daten zu Luftangriffen eingestellt (AAN 16.8.2020). Wahrend
die Zahl der Luftangriffe im Jahr 2020 um 43,6 % zurlckging, stieg die Zahl der bewaffneten ZusammenstéRe um 18,4
% (UNGASC 12.3.2021).

Zivile Opfer vor der Machtibernahme der Taliban im August 2021

Zwischen dem 1.1.2021 und dem 30.6.2021 dokumentierte die United Nations Assistance Mission in Afghanistan
(UNAMA) 5.183 zivile Opfer (1.659 Tote und 3.524 Verletzte). In den ersten sechs Monaten des Jahres 2021 und im
Vergleich zum gleichen Zeitraum des Vorjahres dokumentierte UNAMA fast eine Verdreifachung der zivilen Opfer
durch den Einsatz von improvisierten Sprengsatzen (IEDs) durch regierungsfeindliche Krafte (UNAMA 26.7.2021). Im
gesamten Jahr 2020 dokumentierte UNAMA 8.820 zivile Opfer (3.035 Getotete und 5.785 Verletzte), wahrend AIHRC
(Afghanistan Independent Human Rights Commission) fir 2020 insgesamt 8.500 zivile Opfer registrierte, darunter
2.958 Tote und 5.542 Verletzte. Das war ein Rickgang um 15% (21% laut AIHRC) gegenlber der Zahl der zivilen Opfer
im Jahr 2019 (UNAMA 2.2021a; AIHRC 28.1.2021) und die geringste Zahl ziviler Opfer seit 2013 (UNAMA 2.2021a).

Obwohl ein Rickgang von durch regierungsfeindliche Elemente verletzte Zivilisten im Jahr 2020 festgestellt werden
konnte, der hauptsachlich auf den Mangel an zivilen Opfern durch wahlbezogene Gewalt und den starken Ruckgang
der zivilen Opfer durch Selbstmordattentate im Vergleich zu 2019 zurtckzuflhren ist, so gab es einen Anstieg an
zivilen Opfer durch gezielte Totungen, durch Opfern von aktivierte Druckplatten-lIEDs und durch fahrzeuggetragene
Nicht-Selbstmord-IEDs (VBIEDs) (UNAMA 2.2021a; vgl. ACCORD 6.5.2021b).

Die Ergebnisse des AIHRC zeigen, dass Beamte, Journalisten, Aktivisten der Zivilgesellschaft, religise Gelehrte,
einflussreiche Personlichkeiten, Mitglieder der Nationalversammlung und Menschenrechtsverteidiger das haufigste
Ziel von gezielten Angriffen waren. Im Jahr 2020 verursachten gezielte Angriffe 2.250 zivile Opfer, darunter 1.078 Tote
und 1.172 Verletzte. Diese Zahl macht 26% aller zivilen Todesopfer im Jahr 2020 aus (AIHRC 28.1.2021). Nach Angaben
der Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch haben aufstandische Gruppen in Afghanistan ihre gezielten
Tétungen von Frauen und religiosen Minderheiten erhéht (HRW 16.3.2021). Auch im Jahr 2021 kommt es weiterhin zu
Angriffen und gezielten Tétungen von Zivilisten. So wurden beispielsweise im Juni funf Mitarbeiter eines Polio-Impf-
Teams (AP 15.6.2021; vgl. VOA 15.6.2021) und zehn Minenraumer getotet (Al 16.6.2021; vgl. A] 16.6.2021).



High Profile Attacks (HPAs) vor der Machtiibernahme der Taliban im August 2021

Vor der Ubernahme der GroRstidte durch die Taliban kam es landesweit zu aufsehenerregenden Anschldgen (sog.
High Profile-Angriffe, HPAs) durch regierungsfeindliche Elemente. Zwischen dem 16.5. und dem 31.7.2021 wurden 18
Selbstmordanschldge dokumentiert, verglichen mit 11 im vorangegangenen Zeitraum, darunter 16
Selbstmordattentate mit improvisierten Sprengsatzen in Fahrzeugen (UNGASC 2.9.2021), die in erster Linie auf
Stellungen der afghanischen Streitkrafte (ANDSF) erfolgten (UNGASC 2.9.2021; vgl. USDOD 12.2020). Daruber hinaus
gab es 68 Angriffe mit magnetischen improvisierten Sprengsatzen (IEDs), darunter 14 in Kabul (UNGASC 2.9.2021).

Im Februar 2020 kam es in der Provinz Nangarhar zu einer sogenannten 'green-on-blue-attack': der Angreifer trug die
Uniform der afghanischen Nationalarmee und eréffnete das Feuer auf internationale Streitkrafte, dabei wurden zwei
US-Soldaten und ein Soldat der afghanischen Nationalarmee getotet. Zu einem weiteren Selbstmordanschlag auf eine
Militarakademie kam es ebenso im Februar in der Stadt Kabul; bei diesem Angriff wurden mindestens sechs Personen
getotet und mehr als zehn verwundet (UNGASC 17.3.2020). Dieser GrolRangriff beendete mehrere Monate relativer
Ruhe in der afghanischen Hauptstadt (DS 11.2.2020; vgl. UNGASC 17.3.2020). Seit Februar 2020 hatten die Taliban ein
hohes Mal3 an Gewalt gegen die ANDSF aufrechterhalten, vermieden aber gleichzeitig Angriffe gegen Koalitionstruppen
um Provinzhauptstadte - wahrscheinlich um das US-Taliban-Abkommen nicht zu gefdhrden (USDOD 1.7.2020). Die
Taliban setzten aulerdem bei Selbstmordanschlagen gegen Einrichtungen der ANDSF in den Provinzen Kandahar,
Helmand und Balkh an Fahrzeugen befestigte improvisierte Sprengkérper (SVBIEDs) ein (UNGASC 17.3.2020).

Angriffe, die vom Islamischen Staat Khorasan Provinz (ISKP) beansprucht oder ihm zugeschrieben werden, haben
zugenommen. Zwischen dem 16.5. und dem 18.8.2021 verzeichneten die Vereinten Nationen 88 Angriffe, verglichen
mit 15 im gleichen Zeitraum des Jahres 2020. Die Bewegung zielte mit asymmetrischen Taktiken auf Zivilisten in
stadtischen Gebieten ab (UNGASC 2.9.2021).

Anschlage gegen Glaubige, Kultstatten und religiose Minderheiten vor der Machtlibernahme der Taliban im August
2021

Nach Unterzeichnung des Abkommens zwischen den USA und den Taliban war es bereits Anfang Marz 2020 zu einem
ersten grofBen Angriff des ISKP gekommen (BBC 6.3.2020; vgl. A] 6.3.2020). Der ISKP hatte sich an den Verhandlungen
nicht beteiligt (BBC 6.3.2020) und bekannte sich zu dem Angriff auf eine Gedenkfeier eines schiitischen Fuhrers;
Schatzungen zufolge wurden dabei mindestens 32 Menschen getdtet und 60 Personen verletzt (BBC 6.3.2020; vgl. A
6.3.2020). Am 25.3.2020 kam es zu einem tddlichen Angriff des ISKP auf eine Gebetsstatte der Sikh (Dharamshala) in
Kabul. Dabei starben 25 Menschen, 8 weitere wurden verletzt (TN 26.3.2020; vgl. BBC 25.3.2020, USDOD 1.7.2020).
Regierungsnahe Quellen in Afghanistan machen das Haggani-Netzwerk fur diesen Angriff verantwortlich, sie werten
dies als Vergeltung fur die Gewalt an Muslimen in Indien (AJ 26.3.2020; vgl. TTI 26.3.2020). Am Tag nach dem Angriff auf
die Gebetsstatte, detonierte eine magnetische Bombe beim Krematorium der Sikh, als die Trauerfeierlichkeiten fur die
getdteten Sikh-Mitglieder im Gange waren. Mindestens eine Person wurde dabei verletzt (TTI 26.3.2020; vgl. NYT
26.5.2020, USDOD 1.7.2020). Auch 2021 kam es zu einer Reihe von Anschlagen mit improvisierten Sprengsatzen gegen
religiose Minderheiten, darunter eine Hazara-Versammlung in der Stadt Kunduz am 13.5.2021 und eine Sufi-Moschee
in Kabul am 14.5.2021 sowie mehrere Personenkraftwagen, die entweder schiitische Hazara beférderten oder
zwischen dem 1. und 12.6.2021 durch Gberwiegend von schiitischen Hazara bewohnte Gebiete in der Provinz Parwan
und Kabul fuhren (UNGASC 2.9.2021). Beamte, Journalisten, Aktivisten der Zivilgesellschaft, religiose Gelehrte,
einflussreiche Personlichkeiten, Mitglieder der Nationalversammlung und Menschenrechtsverteidiger waren im Jahr
2020 ein haufiges Ziel gezielter Anschlage (AIHRC 28.1.2021).

Opiumproduktion und die Sicherheitslage

Afghanistan ist das Land, in dem weltweit das meiste Opium produziert wird. In den letzten fiinf Jahren entfielen etwa
84 % der globalen Opiumproduktion auf Afghanistan. Im Jahr 2019 ging die Anbauflache fur Schlafmohn zurtck,
wahrend der Ernteertrag in etwa dem des Jahres 2018 entsprach (UNODC 6.2020; vgl. ONDCP 7.2.2020). Der groRte
Teil des Schlafmohns in Afghanistan wird im GroRBraum Kandahar (d.h. Kandahar und Helmand) im SUidwesten des
Landes angebaut (AAN 25.6.2020). Opium ist eine Einnahmequelle fur Aufstandische sowie eine Quelle der Korruption
innerhalb der afghanischen Regierung (WP 9.12.2019); der Opiumanbau gedeiht unter Bedingungen der
Staatenlosigkeit und Gesetzlosigkeit wie in Afghanistan (Bradford 2019; vgl. ONDCP 7.2.2020).

Grundversorgung und Wirtschaft



Letzte Anderung 14.09.2021

Trotz Unterstutzung der internationalen Gemeinschaft, erheblicher Anstrengungen der afghanischen Regierung und
kontinuierlicher Fortschritte belegte Afghanistan 2020 lediglich Platz 169 von 189 des Human Development Index
(UNDP o.D.). Die afghanische Wirtschaft ist stark von internationalen Hilfsgeldern abhangig (AF 2018; vgl. WB 7.2019).
Jedoch konnte die vormalige afghanische Regierung seit der Fiskalkrise des Jahres 2014 ihre Einnahmen deutlich
steigern (USIP 15.8.2019; vgl. WB 7.2019).

Die afghanische Wirtschaft stitzt sich hauptsachlich auf den informellen Sektor (einschlieBlich illegaler Aktivitaten), der
80 bis 90% der gesamten Wirtschaftstatigkeit ausmacht und weitgehend das tatsachliche Einkommen der afghanischen
Haushalte bestimmt (ILO 5.2012; vgl. ACCORD 7.12.2018). Lebensgrundlage fir rund 80% der Bevodlkerung ist die
Landwirtschaft (FAO 23.11.2018; vgl. Haider/Kumar 2018), wobei der landwirtschaftliche Sektor gemafd Prognosen der
Weltbank im Jahr 2019 einen Anteil von 18,7% am Bruttoinlandsprodukt (BIP) hatte (Industrie: 24,1%, tertidrer Sektor:
53,1%; WB 7.2019). Rund 45% aller Beschaftigen arbeiten im Agrarsektor, 20% sind im Dienstleistungsbereich tatig
(STDOK 10.2020; vgl. CSO 2018).

Afghanistan erlebte von 2007 bis 2012 ein beispielloses Wirtschaftswachstum. Wahrend die Gewinne dieses
Wachstums stark konzentriert waren, kam es in diesem Zeitraum zu Fortschritten in den Bereichen Gesundheit und
Bildung. Seit 2014 verzeichnet die afghanische Wirtschaft ein langsames Wachstum (im Zeitraum 2014-2017
durchschnittlich 2,3%, 2003-2013: 9%) was mit dem Ruckzug der internationalen Sicherheitskrafte, der damit
einhergehenden Kirzung der internationalen Zuschisse und einer sich verschlechternden Sicherheitslage in
Verbindung gebracht wird (WB 8.2018; vgl. STDOK 10.2020). Im Jahr 2018 betrug die Wachstumsrate 1,8%. Das
langsame Wachstum wird auf zwei Faktoren zurlckgeflhrt: einerseits hatte die schwere Durre im Jahr 2018 negative
Auswirkungen auf die Landwirtschaft, andererseits verringerte sich das Vertrauen der Unternehmer und Investoren.
Das Wirtschaftswachstum konnte sich zuletzt aufgrund der besseren Witterungsbedingungen fur die Landwirtschaft
erholen und lag 2019 laut Weltbank-Schatzungen bei 2,9% (SIGAR 30.1.2021).

Nach der Machtibernahme der Taliban bleiben die Banken geschlossen, so haben die Vereinigten Staaten der Taliban-
Regierung den Zugang zu praktisch allen Reserven der afghanischen Zentralbank in Héhe von 9 Mrd. $ (7,66 Mrd. €)
verwehrt, die grofl3tenteils in den USA gehalten werden. Auch der Internationale Wahrungsfonds (IWF) hat Afghanistan
nach der Eroberung Kabuls durch die Taliban den Zugang zu seinen Mitteln verwehrt (DW 24.8.2021).

Da keine neuen Dollarlieferungen zur Stutzung der Wahrung ankommen, ist die afghanische Wahrung auf ein
Rekordtief gefallen (DW 24.8.2021).

Diirre und Uberschwemmungen

Starke Regenfdlle haben im Mai 2021 mehrere Provinzen Afghanistans, insbesondere Herat, heimgesucht und
Sturzfluten und Uberschwemmungen verursacht, die zu Todesopfern und Schiden fiihrten. Die am stirksten
betroffenen Provinzen sind Herat, Ghor, Maidan Wardak, Baghlan, Samangan, Khost, Bamyan, Daikundi und
Badakhshan. Medienberichten zufolge sind in der Provinz Herat bis zu 37 Menschen ums Leben gekommen, Hunderte
wurden vertrieben und mehr als 150 Hauser wurden zerstort (ECHO 5.5.2021; vgl. UNOCHA 11.5.2021). 405 Familien
wurden landesweit aus ihren Hausern vertrieben (BAMF 10.5.2021).

Zentrale Akteure in Afghanistan
Letzte Anderung: 16.09.2021

In Afghanistan sind unterschiedliche Gruppierungen aktiv, welche der [bis August 2021 im Amt befindlichen] Regierung
feindlich gegenuber standen - insbesondere die Grenzregion zu Pakistan war eine Zufluchtsstatte fur unterschiedliche
Gruppierungen, wie Taliban, Islamischer Staat Khorasan Provinz (ISKP), Al-Qaida, Haggani-Netzwerk, Lashkar-e
Tayyiba, Tehrik-e Taliban Pakistan (USDOD 12.2020), sowie Islamic Movement of Uzbekistan und Eastern Turkistan
Movement (CRS 17.8.2021).

Die Geschichte Afghanistans ist seit langem von der Interaktion lokaler Krafte mit dem Staat gepragt - von der
Kooptation von Stammeskraften durch dynastische Herrscher Gber die Entstehung von Partisanen- und
Mudschaheddin-Kraften nach der sowjetischen Invasion bis hin zu den anarchischen Milizkampfen, die in den 1990er

Jahren an die Stelle der Politik traten. Das Erbe der letzten Jahrzehnte der Mobilisierung und Militarisierung, der



wechselnden Loyalitdten und der Umbennung (sog. "re-hatting": wenn eine bewaffnete Gruppe einen neuen
Schirmherrn oder ein neues Etikett erhalt, aber ihre Identitat und Koharenz beibehalt) ist auch heute noch einer der
starksten Faktoren, die die afghanischen Krafte und die damit verbundene politische Dynamik pragen. Die unmittelbar
nach 2001 durchgefliihrten Reformen des Sicherheitssektors und die Demobilisierungswellen haben diese nie wirklich
aufgeldst. Stattdessen wurden sie zu neuen Wegen, um die Parteinetzwerke und Klientelpolitik zu rehabilitieren oder
zu legitimieren, oder in einigen Fallen neue sicherheitspolitische Akteure und Machthaber zu schaffen (AAN 1.7.2020).
Angesichts des Truppenabzugs der US-Streitkrafte haben verschiedene Machthaber Afghanistans, wie zum Beispiel
Mohammad Ismail Khan (von der Partei Jamiat-e Islami), Abdul Rashid Dostum (Jombesh-e Melli Islami), Mohammad
Atta Noor (Vorsitzender einer Jamiat-Fraktion), Mohammad Mohaqeq (Hezb-e Wahdat-e Mardom) und Gulbuddin
Hekmatyar (Hezb-e Islami), im Sommer 2021 zum ersten Mal seit 20 Jahren wieder &ffentlich Uber die Mobilisierung
bewaffneter Manner aulRerhalb der afghanischen Armee- und Regierungsstrukturen gesprochen. Wahrend die Prasenz
von Milizen fiir viele Afghanen seit Jahren eine lokale Tatsache ist, wurde [in der Ara der afghanischen Regierungen
2001-15.8.2021] doch noch nie so deutlich 6ffentlich die Notwendigkeit einer Mobilisierung gesprochen oder der
Wunsch, autonome Einflusssphéren zu schaffen, gedulRert (AAN 4.6.2021; vgl. AP 25.6.2021).

Im ersten Halbjahr 2021 waren - damals noch als "regierungsfeindliche Elemente" bezeichnete - Gruppierungen wie
die Taliban, ISKP und nicht naher definierte Elemente insgesamt fiir 64 % der zivilen Opfer verantwortlich. 39 % aller
zivilen Opfer entfielen davon auf die Taliban, 9 % auf den ISKP und 16 % auf nicht ndher definierte regierungsfeindliche
Elemente. Vor der Machtibernahme der Taliban als "regierungsfreundliche bewaffnete Gruppierungen" bezeichnete
Akteure waren im selben Zeitraum fur 2 % der von UNAMA erfassten zivilen Opfer verantwortlich. Auf Handlungen der
[damals] regularen Streitkrafte der Afghan National Security and Defense Forces (ANDSF) wurden dagegen 23 % der
zivilen Opfer zurtickgefih

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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